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Geſetzhlatt 
für die Freie Stadt Danzig 


Nr. 72 Ausgegeben Danzig, den 27. September 1923 


— 


Inhalt. Zuſatzgeſetz betreffend die Ausgabe von Notgeld (S. 977). — Verordnung über das Verbot der 
Ausfuhr von Gegenſtänden von künſtleriſchem wiſſenſchaftlichem oder geſchichtlichem Werte (S. 977). — Bekanntmachung 
über die Berechnung des Jahresarbeitsverdienſtes in der Invalidenverſicherung (S. 979). — Verordnung betreffend 
Erhöhung der Erwerbsloſen-Unterſtügung (S. 980). — Verordnung zur Abänderung von Geldbeträgen im Gewerbe⸗ 
gerichtsgeſetz und im Geſetz betreffend Kaufmannsgerichte (S. 980). — Dritte Verordnung über die Angliederung neuer 
Lohnklaſſen in der Invalidenverſicherung (S. 981). — Aus . ung zum Geſetz betreffend Abänderung 
der Gewerbeordnung vom 17. Auguſt 1923 (S. 982). — Bekanntmachung über Aenderung der Erſatzbeträge für Pakete 
und eingeſchriebene Sendungen im Verkehr innerhalb des Gebiets der Freien Stadt Danzig (S. 983). — Verordnung 
über Poſtgebühren (S. 984). — Poſtgebühren nach Deutſchland und Polen (S. 984). — Dritte Verordnung über 
Lohn- und Gehaltspfändung (S. 987). — Verordnung über Erhöhung der Schreibgebühr der Schiedsmänner (S. 987). 
Verordnung über Telegraphengebühren (S. 988). 


435 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 


Zuſatz geſetz 

| betr. die Ausgabe von Notgeld. Vom 21. 9. 1923. 
| Artitel 1. 
| Lr. Geſamtbetrag der Notgeldſcheine, welche nach dem Geſetz vom 2. November 1922 (Gef.-Bl. 

S. 489) von der Stadtgemeinde Danzig ausgegeben werden dürfen, wird um 3 Billionen Mark erhöht. 
| Für dieſe Notgeldſcheine gelten die Beſtimmungen des Geſetzes vom 2. November 1922, insbeſondere 
ſind ſie geſetzliches Zahlungsmittel. a 

3 Artikel 2. 


Der Senat wird ermächtigt, bei weiterem Mangel an Zahlungsmitteln eine der Geldentwertung 
des Betrages von 3 Billionen Mark entſprechende Erhöhung des Notgeldumlaufes zu genehmigen, 
nachdem der Hauptausſchuß des Volkstages zugeſtimmt hat. 

Artikel 3. 
Dieſes Geſetz tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. _ 
Danzig, den 21. September 1923. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Dr. Frank. 


436 a Verordnung 
über das Verbot der Ausfuhr von Gegenſtänden von künſtleriſchem wiſſenſchaftlichem 
oder geſchichtlichem Werte. Vom 15. 9. 1923. 

Auf Grund der 88 8 Ziff. 2a und 36 des Geſetzes betr. den Denkmal- und Naturſchutz vom 
6. Februar 1923 (Geſ.⸗Bl. S. 245) wird hiermit folgendes verordnet: 

9 1. 

Die Ausfuhr von Gegenſtänden nach dem Auslande, die einen künſtleriſchen, wiſſenſchaftlichen 
oder geſchichtlichen Wert haben und nach Maßgabe des 8 3 dieſer Verordnung in ein beſonderes Sperr⸗ 
verzeichnis aufgenommen find, bedarf der Genehmigung des Senats, (Abt. f. Wiſſenſchaft, Kunſt u. 
Volksbildung). 


— % 
(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 5. 10. 1923). 
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5 Die unter dieſe Ausfuhrbeſchränkung fallenden Gegenſtände werden vom Denkmalrate der Freien 
Stadt Danzig in ein von dieſem zu führendes Sperrverzeichnis eingetragen. 


8 3. 

(1) Die Eintragung eines Gegenſtandes in das Sperrverzeichnis erfolgt entweder durch den 
Denkmalrat von Amtswegen oder auf Vorſchlag des Senats nach Anhörung des Denkmalrats, oder auf 
Vorſchlag der Gemeinde, in der ſich der Gegenſtand befindet. Die Eintragung muß erfolgen, wenn der 
Senat es verlangt. 

(2) Mit der Eintragung in das Sperrverzeichnis wird zugleich eine Wertfeſtſetzung verbunden, 
die durch einen vom Senat zu ernennenden Sachverſtändigen ausgeführt wird. Dieſe Wertbemeſſung 
wird alle 10 Jahre einer Nachprüfung unterzogen. 

(3) Mit der Eintragung wird die Ausfuhrbeſchränkung wirkſam. Eine Beſchwerde gegen die 
Eintragung findet nicht ſtatt; ſie wird den Beteiligten durch den Denkmalrat bekannt gegeben. 


8 4. 

Der Senat betraut von Amtswegen oder auf Erſuchen des Denkmalrates oder einer Gemeinde, 
in der ſich ein Gegenſtand von künſtleriſchem, wiſſenſchaftlichem oder geſchichtlichem Werte befindet, Sach⸗ 
verſtändige mit der Ermittelung und Prüfung der für eine Eintragung in Betracht kommenden Gegen⸗ 
ſtände. Sofern der Senat von Amtswegen oder auf Erſuchen des Denkmalrates die Ermittelung und 
Prüfung veranlaßt hat, trägt die Freie Stadt die entſtehenden Koſten. 

8 5. 9 

Jeder Beſitzer von ſolchen Gegenſtänden hat dieſe den mit einem Ausweiſe des Senates ver— 
ſehenen Sachverſtändigen auf Verlangen zu zeigen, die Prüfung zu geſtatten und die hierfür erforderlichen 
Auskünfte zu erteilen. 106 

Werden eingetragene Gegenſtände innerhalb des Gebiets der Freien Stadt veräußert oder für 
die Dauer an einen anderen Aufbewahrungsort gebracht oder geraten ſie in Verluſt, ſo hat der bisherige 
Beſitzer unverzüglich dem Senate hiervon, gegebenenfalls unter Angabe des neuen Beſitzers und des 
neuen Aufbewahrungsortes, Mitteilung zu machen. Zur Erſtattung der Mitteilung iſt neben dem alten 
auch der neue Beſitzer verpflichtet. 

8 7. 

Die Genehmigung zur Ausfuhr für ſolche nach § 3 geſperrten Gegenſtände darf nur vom Senate 
erteilt werden, wenn der vom Senate nach S8 dieſer Verordnung zu bildende Prüfungsausſchuß zuſtimmt. 
Die Ausfuhrbewilligung für die vom Senate zur Ausfuhr freigegebenen Gegenſtände erteilt die Außen⸗ 
handelsſtelle. ö 5 8 8 


Der Prüfungsausſchuß beſteht aus dem Vorſitzenden des Denkmalrates, dem zuſtändigen Denk⸗ 
malpfleger und zwei vom Senate zu ernennenden Mitgliedern aus dem Kreiſe der Sachverſtändigen. 


89. 
Wird die Erlaubnis zur Ausfuhr eines eingetragenen Gegenſtandes nachgeſucht, jo hat der 


Beſitzer den Gegenſtand auf Verlangen dem Prüfungsausſchuſſe vorzuführen oder die Beſichtigung 
desſelben an Ort und Stelle durch den Ausſchuß oder ſeine Beauftragten zu geſtatten. 


§ 10. 


Der Ausſchuß darf ſeine Zuſtimmung zur Ausfuhr nur erteilen, wenn die Verbringung des 
Gegenſtandes in das Ausland keinen weſentlichen Verluſt für die Freie Stadt Danzig bedeutet. 


> 


s 11. 2 


Die Genehmigung zur Ausfuhr kann auch an Bedingungen geknüpft werden, die dem Senate 


oder dem Ausſchuſſe gerechtfertigt erſcheinen. 535 


Die Überwachung der Ausfuhr wird von den an den Grenzen der Freien Stadt tätigen Danziger 
Zollorganen ausgeübt. Dieſe haben zu prüfen, daß die zur Ausfuhr der geſperrten Gegenſtände not⸗ 
wendige Genehmigung des Senats (Abt. f. Wiſſenſchaft, Kunſt u. Volksbildung) vorliegt. Bei Ermangelung 
einer ſolchen ſind die Gegenſtände anzuhalten. Von dem Vorfall iſt dem Senate (Abt. f. Wiſſenſchaft, 
Kunſt u. Volksbildung) ſofort Anzeige zu erſtatten. 


8 13. 
Bei der Ausfuhr von Umzugs- oder Heiratsgut iſt auf das Vorhandenſein von geſperrten 
Gegenſtänden beſonders zu achten. 9 14 


Zuwiderhandlungen gegen dieſe Verordnung werden gemäß 8 34 des Geſetzes betr. den 
Denkmal⸗ und Naturſchutz vom 6. Februar 1923 (Geſ. Bl. S. 245) beſtraft. f a 
8 15. 
Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Verkündigung in Kraſt. 


Danzig, den 15. September 1923. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Dr. Strunk. 


— Bekanntmachung 
5 über die Berechnung des Jahresarbeitsverdienſtes in der Invalidenverſicherung. 
Vom 21. 9. 1923. 


Zur Durchführung der Vorſchrift des § 1245 Abſ. 1 der Reichsverſicherungsordnung wird 
folgendes beſtimmt: 1 


Sa 

Für die Zugehörigkeit zu den Lohnklaſſen der Invalidenverſicherung iſt bei der Berechnung des 
Jahresarbeitsverdienſtes der Entgelt für den Kalendertag ($ 180 Abſ. 1 der Reichsverſicherungsordnung 
in der Faſſung des § 6 des Geſetzes vom 24. Auguſt 1923 — Geſetzbl. ©. 911 — zu ermitteln; dabei 
iſt die Woche zu 7, der Monat zu 30 und das Jahr zu 360 Tagen anzuſetzen. Die Höhe des Jahres- 
arbeitsverdienſtes ergibt ſich durch Vervielfachung des auf volle Tauſend abgerundeten Entgelts für den 
Kalendertag mit der Zahl 360. : 

Die auf den Entgelt anzurechnenden Gewinnanteile und anderen Bezüge, die der Verſicherte 
gewohnheitsmäßig erhält, ſind für die Berechnung des Jahresarbeitsverdienſtes nach dem zuletzt bezogenen 
Betrage anzurechnen. Für Sachbezüge gilt der nach 8 100 Abſ. 2 der Reichsverſicherungsordnung feſt⸗ 
geſetzte Wert. 

Für unſtändig Beſchäftigte (8 441 der Reichsverſicherungsordnung) gilt als Jahresarbeitsverdienſt 
das 300 fache des Ortslohns. 5 


9 2. 

Dieſe Vorſchriften gelten mit Wirkung vom 20. Auguſt 1923. Mit dem gleichen Tage tritt die 
Bekanntmachung über die Berechnung des Jahresarbeitsverdienſtes in der Invalidenverſicherung vom 
8. Oktober 1921 — Geſetzbl. S. 201 — außer Kraft. N 
Danzig, den 21. September 1923. 

Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Dr. Schwartz. 


980 * 
Verordnung A 
betreffend Erhöhung der Erwerbsloſen⸗Unterſtützung. Vom 19. 9. 1923. 
Auf Grund des § 16 des Geſetzes, betreffend Erwerbsloſen-Fürſorge vom 28. März 1922 (Geſetzbl. 
Seite 91) wird in Abänderung der Verordnung vom 13. September 1923 folgendes beſtimmt: 


Die Höchſtſätze der Erwerbsloſen⸗Unterſtützung betragen in der Woche vom 19. bis 25. September 
1923 wochentäglich: 5 


438 


1. für männliche Perſonen — 
a) über 21 Jahre, ſofern fie nicht im Haushalt eines anderen leben . . . 25 575 000 M 
b) über 21 Jahre, ſofern fie im Haushalt eines anderen leben ... 21 340 00 M 
Zz t 15 400 000 M 
2. für weibliche Perſonen i 
a) über 21 Jahre, ſofern fie nicht im Haushalt eines anderen leben .. . 21 340 000 M 
b) über 21 Jahre, fofern fie im Haushalt eines anderen leben . .. 15 950 000 M 
JJ7EEETETTTTCTCTCTCTCTCTCCTCTTCTCTCCCTTCCCCTTTCTT 11 000 000 M 
3. als Familienzuſchläge für 
FFJTFTFCCCCTCCCTCCCCCCCCTCT0CbCTTTTTTTTCT ER Ser Tree 8 250 000 M 
b) die Kinder und ſonſtige unterſtützungsberechtigte Angehörige .. 6 600 000 M 
Danzig, den 19. September 1923. k 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Dr. Schwartz. 
439 Verordnung 


zur Abänderung von Geldbeträgen im Gewerbegerichtsgeſetz und im Geſetz 
betreffend Kaufmannsgerichte. Vom 21. 9. 1923. 


Auf Grund des Artikel III des Geſetzes zur Abänderung des Gewerbegerichtsgeſetzes und des 
Geſetzes betreffend Kaufmannsgerichte vom 9. Mai 1923 (Geſetzbl. S. 560) wird folgendes verordnet: 


Artikel I. 
Die Geldbeträge im § 55 Abſ. 1 Satz 2 und 8 57 Abſ. 2 des Gewerbegerichtsgeſetzes vom 
29. Juli 1880 (Reichsgeſetzbl. S. 141) 8 A 
30. Juni 1901 (Reichsgeſeßbl. S. 240) in der Faſſung der Bekanntmachung vom 29. September 1901 


I: = a 8 6. Juli 1920 (Danziger Staats⸗ 
N 5 353), der Verordnungen des Staatsrats vom II. Sepfember 1920 (Danziger Staats- 
anzeiger S. ) 2. Juli 1921 (Geſetzbl. S. 8 i 1922 (0 a 
anzeiger S. 278) der Geſetze vom 2. Juli 1921 (Geſetzbl. S. 81), vom 30. April 1922 (Geſetzbl. S. 109), 


vom 23. Auguſt 1922 (Geſetzbl. S. 401), vom 15. September 1922 (Geſetzbl. S. 418), der Bekannt 
machung vom 23. November 1922 (Geſetzbl. S. 519), des Geſetzes vom 20. Februar 1923 (Geſetzbl. 
S. 290), des Geſetzes vom 9. Mai 1923 (Geſetzbl. S. 560) und der Verordnungen vom 29. Juni 1923 


(Geſetzbl. S. 741), vom 23. Juli 1923 (Geſetzbl. S. 792) und vom 21. Auguſt 1923 (Geſetzbl. S. 881) 
werden dahin geändert: 


1. Im $ 55 Abſ. 1 Satz 2 find die Worte „den Betrag von achtzehn Millionen fiebenhundert- 
fünfzigtauſend Mark nicht überſteigt“ durch die Worte zu erſetzen: „den Betrag nicht über— 
ſteigt, der ſich durch Vervielfachung der Grundzahl von dreihundert Mark mit der auf volle 
Zehntauſend nach unten abgerundeten, vom Senat nach den Beſtimmungen des Geſetzes vom 


22. Mai 1923 (Geſetzbl. S. 608) für die vorangegangene Kalenderwoche feſtgeſetzten Ziffer 
ergibt“. 


981 


2. Im $ 57 Abſ. 2 find die Worte „die Summe von achtzehn Millionen ſiebenhundertfünfzig⸗ 
tauſend Mark nicht überſteigt“ durch die Worte zu erſetzen: „die Summe nicht überſteigt, die 
ſich durch Vervielfältigung der Grundzahl von dreihundert Mark mit der auf volle Zehutauſend 
nach unten abgerundeten, vom Senat nach den Beſtimmungen des Geſetzes vom 22. Mai 1923 
(Geſetzblatt S. 608) für die vorangegangene Kalenderwoche feſtgeſetzten Ziffer ergibt.“ 


Artikel II. 
Der Geldbetrag im § 16 Abſ. 1 des Geſetzes, betreffend Kaufmannsgerichte vom 6. Juli 1904 


(Reichsgeſetzblatt S. 266) in der Faſſung der Verordnungen des Staatsrats vom e 
— : ne ar 5 14. September 1920 
Dunger Sr der Geſete vom 2. Juli 1021 (Befehl. S. 84), vom 30. April 1922 
(Geſetzbl. S. 109), vom 15. September 1922 (Geſetzbl. S. 418), der Bekanntmachung vom 23. November 1922 
(Geſetzbl. S. 519), des Geſetzes vom 20. Februar 1923 (Geſetzbl. S. 290), des Geſetzes vom 9. Mai 1923 
(Geſetzbl. S. 560) der Verordnungen vom 29. Juni 1923 (Geſetzbl. S. 741), vom 23. Juli 1923 (Geſetzbl. 
S. 792 und vom 21. Auguſt 1923 (Geſetzbl. S. 881) wird dahin geändert: 
Im 8 16 find die Worte „den Betrag von achtzehn Millionen ſiebenhundertfünfzigtauſend Mark 
überſteigt „durch die Worte zu erſetzen: 
„den Betrag überſteigt, der ſich durch Vervielfachung der Grundzahl von dreihundert 
Mark mit der auf volle Zehntauſend nach unten abgerundeten, vom Senat nach den Be- 
ſtimmungen des Geſetzes vom 22. Mai 1923 (Geſetzbl. S. 608) für die vorangegangene 
Kalenderwoche feſtgeſetzten Ziffer ergibt.“ 
i Artikel III. 
Die Anderungen treten eine Woche nach dem Tage der Verkündung in Kraft. 


Danzig, den 21. September 1923. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Dr. Frank. 


440 5 Dritte Verordnung 
über die Angliederung neuer Lohnklaſſen in der Invalidenverſicherung. Vom 21. 9. 1923. 


Auf Grund der Vorſchrift des Artikels IV des Geſetzes über Anderung des Verſicherungsgeſetzes 


für Angeftellte und der Reichsverſicherungsordnung vom 30. Auguſt 1923 (Geſetzbl. S. 927) wird 
folgendes verordnet: si 


Die Reichsverſicherungsordnung wird wie folgt ergänzt: 

1. Im 8 1245 Abſ. 1 in der Faſſung der zweiten Verordnung über Angliederung neuer 
Gehaltsklaſſen in der Angeftelltenverfiherung und Lohnklaſſen in der Invalidenverſicherung vom 
7. September 1923 (Geſetzbl. S. 958) wird die letzte Zeile geſtrichen. Der Abſatz wird wie folgt ergänzt: 

Lohnklaſſe 8 von mehr als 10 Milliarden Mark bis zu 12,5 Milliarden Mark, 


1 3 ” ” „ 12, „ „ 1 „ 20 " FH 
„ 40 n „ „ 20 " n " " 30 5 1 2 
41 " „ n 30 „ * 45 


" " ’ 


Lohnklaſſe 42 von mehr als 45 Milliarden Mark. . 
2. Der § 1289 wird wie folgt ergänzt: 
810 000 M für jede Beitragswoche in Gehaltsklaſſe 39, 


1 250 000 "n n * 7 7 * 7 
1 870 000 77 „ 17 " ” " 4, 
2 620 000 7 1 1 * 7 11 42. 


3. Der § 1392 Abſ. 1 wird wie folgt ergänzt: 


In der Lohnklaſſe g. 6 Millionen Mark, 

nv ” n 40 ET TEN Rue 9 " 5 „ 

nei 5 AA 13 7 we 

Er nen, 8 E 
82 


Dieſe Beſtimmungen treten mit dem 24. September 1923 in Kraft. Von dieſem Tage ab gilt 
für Verſicherte der Lohnklaſſe 1 bis 37 die 38. Lohnklaſſe. 
Rückſtände können nur in den am Zahltage geltenden Lohnklaſſen beglichen werden. 


Danzig, den 21. September 1923. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Dr. Schwartz. 


441 Aus führungs verordnung 


zum Geſetz betr. Abänderung der Gewerbeordnung vom 17. Auguſt 1923. Vom 21. 9. 1923. 


1. Auf Grund des 8 121 des Geſetzes über die Zuſtändigkeit der Verwaltungs⸗ und Verwaltungs⸗ 
gerichtsbehörden vom 1. Auguſt 1923 wird als zuſtändige Behörde zur Erteilung bezw. Zurücknahme 
der Erlaubnis in kreisfreien Städten der Polizeiverwalter, in Landkreiſen der Landrat beſtimmt. Gegen 
die Entſcheidung erſter Inſtanz iſt binnen 2 Wochen nach Zuſtellung des Beſcheides Rekurs an den 
Bezirksausſchuß gegeben. Die Entſcheidung des Bezirksausſchuſſes iſt endgültig. 

Vor der Entſcheidung erſter Inſtanz iſt die örtlich zuſtändige Handelskammer bezw. Handwerks⸗ 
kammer gutachtlich zu hören. 

Die Erteilung oder Verſagung ſowie die Zurücknahme der Erlaubnis iſt unverzüglich dem Landes⸗ 
ſteueramt mitzuteilen. 

2. Die zur Zeit des Inkrafttretens des Geſetzes bereits beſtehenden Betriebe haben binnen 
4 Wochen nach Veröffentlichung dieſer Verordnung den Antrag auf Erteilung der Erlaubnis einzureichen. Bis 
zur Entſcheidung über den Antrag kann der Betrieb in dem bisherigen Umfange fortgeführt werden. Die 
Prüfung hat ſich auf die Zuverläſſigkeit des Gewerbetreibenden und auf die Bedürfnisfrage zu erſtrecken. 
Soweit die Zahl der beſtehenden Gewerbebetriebe das vorhandene Bedürfnis überſchreitet, muß eine 
Auswahl getroffen werden, die unter Berückſichtigung der örtlichen Bedürfniſſe vor allem die Betriebe 
bevorzugt, die durch die Perſönlichkeit ihrer Inhaber, Art und Umfang des Betriebes uſw. die meiſte 
Gewähr für eine reelle Geſchäftsgebahrung bieten. Erweiſt ſich die Verſagung der Erlaubnis einem 
bereits beſtehenden Gewerbebetrieb gegenüber als notwendig, ſo iſt der Gewerbetreibende in dem die 
Verſagung ausſprechenden Beſcheide aufzufordern, binnen einer angemeſſenen Friſt, die nicht unter 
2 Wochen betragen darf, den Gewerbebetrieb einzuſtellen. Kommt der Gewerbetreibende dieſer Aufforderung 
nicht innerhalb der geſetzten Friſt nach, ſo iſt ſeine ſtrafrechtliche Verfolgung herbeizuführen. Daneben 
kann die Fortſetzung des Betriebes von der Ortspolizeibehörde durch Anwendung unmittelbaren Zwangs 
verhindert und die Beſeitigung der zur Ausübung des Gewerbebetriebes dienenden Einrichtungen im 
Verwaltungszwangsverfahren herbeigeführt werden. 

Entſprechend iſt gegen Inhaber der z. Zt. des Inkrafttretens des Geſetzes beſtehenden Gewerbe— 
betriebe zu verfahren, wenn ſie nicht innerhalb der vorgeſchriebenen Friſt den Antrag auf Erteilung der 
Erlaubnis geſtellt haben. 

3. Soll ein zugelaſſener Gewerbebetrieb der genannten Art durch einen Stellvertreter fortgeführt 
werden, ſo darf die Fortführung erſt beginnen, wenn der Stellvertreter die Erlaubnis hierzu erhalten 
hat. Das Verfahren iſt das gleiche, wie bei der erſten Konzeſſionierung des Gewerbebetriebes. 

4. Die für Erteilung der Erlaubnis zuſtändigen Behörden ſtellen im Einvernehmen mit der 
Handelskammer ein Verzeichnis derjenigen im Handelsregiſter eingetragenen Banlfirmen auf, dereu 


Leitung als eine bankfachkundige anzuſehen ift und bei denen der Betrieb des Geldwechſlergeſchäfts nur 
als ein Nebengewerbe zu gelten hat. Bei den in dieſes Verzeichnis aufgenommenen . findet ein 
Konzeſſionsverfahren nicht ſtatt. 

5. In Ausführung des § 1 in Verbindung mit § 38 der Gewerbeordnung wird beſtimmt: 

In den Räumen, in denen ein Gewerbe der im $ 1 des Geſetzes aufgeführten Arten betrieben 
wird, dürfen andere mit dem zugelaſſenen Betriebe nicht verwandte Gewerbe nicht ausgeübt werden. 

Hinſichtlich der Buchführung und Beaufſichtigung der Gewerbebetriebe gelten die Vorſchriften für 
den Geſchäftsbetrieb der Trödler uſw. vom 30. April 1901 (G. M. Bl. S. 48), abgeändert durch Erlaß 
vom 26. Juni 1902 (G. M. Bl. S. 299). Die Gewerbebetriebe des Geldwechſelns ſind vom Buchführungs⸗ 
zwange befreit. 

Handelsgerichtlich eingetragene Firmen können von dem in Ab. 3 beſtimmten beſonderen Buch⸗ 
führungszwang befreit werden. — 

Die Gewerbetreibenden ſind verpflichtet, innerhalb des Ankaufsraums an einer in die Augen 
fallenden, von außen ſichtbaren Stelle ein Verzeichnis der Preiſe derjenigen unter $ 1 des Geſetzes 
fallenden Gegenſtände, auf die ſich die Ankaufstätigkeit erſtreckt, anzubringen. 

Die Gewerbetreibenden haben alle Anzeigen in Zeitungen, Anſchlägen, Reklamen und dergl. mit 
der genauen Angabe des Geſchäftslokals und ihrem Vor- und Zunamen zu verſehen, Abkürzungen ſind 
unzuläſſig. 

In Anzeigen und Aushängen dürfen keine marktſchreieriſchen Angaben (3. B. Hervorhebung 
beſonderer Vorzüge, die Zuſage von Vorteilen oder Geſchenken) und abgeſehen von dem in Abſatz 5 
erwähnten Verzeichnis keine Angaben über die angebotenen Preiſe enthalten ſein. 

Jede Reklame durch Verteilung von Geſchäftsempfehlungen und Handzetteln, Herumtragen von 
Plakaten, Anſchläge, in Form von Lichtreklame oder durch Ausrufen iſt auf öffentlichen Straßen, Wegen, 
Plätzen oder anderen öffentlichen Orten verboten. 

Hilfsperſonen ſind unverzüglich der Ortspolizeibehörde anzuzeigen, die ihre Beſchäftigung unter⸗ 
ſagen kann. 

Die Polizeibehörden und ihre Organe find befugt, in die Geſchäftsbetriebe der im § 1 des 
Geſetzes bezeichneten Art jederzeit Einſicht zu nehmen. Die Gewerbetreibenden ſind verpflichtet, den 
Beamten jederzeit den Zutritt zu allen für den Geſchäftsbetrieb beſtimmten Räumlichkeiten zu geſtatten, 
ihnen alle Geſchäftsbücher und Geſchäftspapiere, auf Verlangen auch im Dienſtraum der Polizeibehörde 
vorzulegen und jede über den Geſchäftsbetrieb verlangte Auskunft wahrheitsgetreu zu erteilen. 

Jede auch nur vorübergehende Einſtellung des Geſchäftsbetriebes ſowie ſeine Wiederaufnahme 
ſind binnen drei Tagen der Ortspolizeibehörde anzuzeigen. 

Danzig, den 21. September 1923. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Jansson. 


442 Bekanntmachung 
über Anderung der Erſatzbeträge für Pakete und eingeſchriebene Sendungen im Verkehr 
innerhalb des Gebiets der Freien Stadt Danzig. Vom 22. 9. 1923. 


Auf Grund des § 5 des Geſetzes über Anderungen des Poſtgeſetzes vom 23. Februar 1923 
(Geſetzbl. S. 293) wird folgendes beſtimmt: 81. 


Der für Pakete ohne Wertangabe ($ 9 des Poſtgeſetzes vom 28. Oktober 1871 — Reichsgeſetzbl. 
S. 347) feſtgeſetzte Erſatzbetrag wird auf fünf Millionen Mark für jedes Pfund (500 g) der ganzen 
Sendung erhöht. 8 2 


Der Erſatzbetrag für eine eingeſchriebene Sendung ($ 10 des Poſtgeſetzes) wird auf ſiebenunddreißig 
illionen fünfhunderttauſend Mark hh 96 Poſtgeſezes) 1 


984 
' a 8 3. 
Dieſe Bekanntmachung tritt vom 16. September 1923 ab in Kraft. 


Für Sendungen, die vor dem Inkrafttreten dieſer Bekanntmachung bei der Poſt eingeliefert 
worden ſind, gelten die bisherigen Vorſchriften. 


Danzig, den 22. September 1923. 
Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung der Freien Stadt Danzig. 


Zander. 
„ 443 a Verordnung 
4 | über Poſtgebühren. Vom 20. 9. 1923. 


Auf Grund des § 2 des Geſetzes über Poſt-, Poſtſcheck- und Telegraphengebühren vom 
23. Auguſt 1923 (Geſetzbl. S. 883) werden die Poſtgebühren für den Verkehr innerhalb des Freiſtadt— 
gebiets auf die in der beigefügten Zuſammenſtellung angegebenen Beträge feſtgeſetzt. 


5 Dieſe Verordnung tritt am 23. September, hinſichtlich der Gebühren für Zeitungen und Sammel— 
5 überweiſungen am 1. Oktober 1923 in Kraft; die Verordnung über Poſt- und Poſtſcheckgebühren vom 
8 13. September 1923 tritt hinſichtlich der Gebühren, für welche die vorliegende Verordnung eine Neu— 
= feſtſetzung vorſieht, vom gleichen Zeitpunkt außer Kraft. 

2 Danzig, den 20. September 1923. 

3 N Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung der Freien Stadt Danzig. 
3 Zander. 

2 444 Poſtgebühren 

* nach Deutſchland und Polen. Vom 20. 9. 1923. 

2 Die mit Verordnung über Poſtgebühren vom 20. September 1923 veröffentlichten, zum 
5 23. September 1923 in Kraft tretenden Gebührenſätze gelten außer für Pakete auch im Verkehr nach 
Be, ee der Briefſendungen ſowie der Verſicherungsgebühr für Wertbriefe auch im 
Bin erfehr nach Polen. 

. Die Gebühren für Pakete nach Deutſchland ſind vom gleichen Zeitpunkt wie folgt feſtgeſetzt: 
er \ 1. Zone 2. Zone 

3 Millionen M Millionen M 
f Bastei bis 8 K RRR 8 10 10 

2 nber „ . Se 14 14 

E „F ß ve BE 18 27 

25 UV 20 30 

. he DE 22 33 

Be S age 24 36 

* a Te ET 26 39 

8 „ re ee 30 45 

4 een an pn a TER 34 51 

* „ 1 - 38 57 

5 e, Be RE 42 63 

7 b ee a 46 69 

4 171 er: 50 75 

3 RT RR 54 81 
Bay ae > FRE 58 87 
a A 3 Se FREE RE er 62 93 
c Be 66 99 
Zeitungspakete bis Dkg_ . -: - - vn 7 
8 Danzig, den 20. September 1923. 
7 Poſt⸗ und Telegraphen verwaltung der Freien Stadt Danzig. 


Zander. 


a a A een I cn a ara n r ET EEE JO 


: 2 . a nn 2 RN SE ee re wi 
F > 3 RE Be er 
* * a 5 1 7 
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der neuen Poſt⸗ und Poſtſcheckgebühren. 


Gebühr in 
Tauſend Anmerkungen 
4 


Gegenſtand 


I. Poſtgebühren. 


Poſtkarten 5 
I ee a N dee 400 
in ennrññ;ßĩͤ.ñ „ 800 
Briefe N f 9 
a) im Ortsverkehr 3 
a c 8⁰⁰ 2 
ß a 1200 en. 
ERDE RE RR BB Re VRR er 2.000 8 
Ha u ee Fee 2400 
b) im Fernverkehr 
P.. yd ̃ . 2.000 
bee = BR TR ae a N na 2 800 
AO: Se ee 3200 
ee 3 600 
Druckſachen 4 
a 2 TE a a a me 400 
MEERE ET EFF, 9 8⁰⁰ 
„ 0 -..T 120 
77; ˙² . . 2.000 
SE SE ae ae ee er 2400 
7... RL EE 3.000 
S: 1 kg, 2kg (nur für einzeln verſandte, ungeteilte 
Druckbände . . Summe 3 600 
Geſchäftspapiere x — - 
BE re „ 2 000 3 
C ae 2400 er 
„ 500 8 bis 1 kg „„ c ee 3000 
Warenproben 5 
„ dd DESTTEN 1200 
Der EESERRERAN 8 2 000 
JJC 23400 
Miſchſendungen (zuſammengepackte Druckſachen, Blindenſchriftſendungen, 
Geſchäftspapiere und Warenproben) 
bis 8 en ]%⅛ . mw! 2 000 
deer 50 p en. 2400 
„ 500 g „ 4 kg FVV VOL BIER IT ep 3.000 BR. 
Pacht 8 4.000 Be. 
Die Nachgebühr, die für nicht- oder unzureichend freigemachte 3 


Poſtkarten und Briefe ſowie für unzureichend freigemachte 
Druckſachen, Geſchäftspapiere, Warenproben und Miſchſendungen 
zu erheben iſt, wird auf eine durch 100 000 teilbare Markſumme 
aufgerundet. s 


. 


Zeitungspakete bis 5 kg 
Verſicherungsgebühr 


a) für Wertbriefe und verſiegelte IHRER für je 1000 000 M 
rr en a a ae 
b) für unverſiegelte Wertpakete für je 1000000M der Wertangabe 


bB inne er en 


Poſtanweiſungen 
Aber 2 x NEE N N re 
* 5 " 
ler 
„„ 5 3235 ² Te 
„ 5 „ooo 
l . „JS 
„ 200 „ 300 > BEE PETE RE RREL TEEN 
„ 300 „ 400 = 200 
400 „ 500 5 FF! ͤ ˙ IN 
Zeitung en 


a) Zeitungsgebühr für das wöchentlich einmalige oder ſeltenere 
ſcheinen ſowie für jede weitere Ausgabe in der Woche 


bei einem durchſchnittlichen Nummergewicht 


nnn 


CTT 
über 25 „ 50 g . 
„ 1 ee: A RE EEE 
„ 100 „ 250 g monatliche 
„ 250 „ 500 g S 


„ i  : 


F 


e 


ür aus monatlich einmalige oder ſeltenere Erscheinen die 


Hälfte davon 

b) Mindeſtgebühr, monatli 

c) Gebühr 12 Sammelü erwei ungen 
Nummer Weg im Jahresdurchſchnitt) 


witch 


ewicht A 
rlich. 


Gebühr in 
Tauſend 


800 


Anmerkungen 


Der Geſamtgebühren⸗ 
betrag für dieſe Sen⸗ 
dungen iſt auf eine 
durch 100000 teilbare 
Markſumme nach oben 


abzurunden. 


Unverändert. 


Vom 1. Oktober 1923 
an. 


Unverändert. 
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Dritte Verordnung 
über Lohn⸗ und Gehaltspfändung. Vom 21. 9. 1923. 


Auf Grund des Artikel II des Geſetzes zur Anderung der Verordnung über Lohnpfändung 
vom 29. November 1922 (Geſetzbl. S. 536) und des Artikel II des Geſetzes zur Anderung der 
Vorſchriften über die Pfändbarkeit von Gehaltsanſprüchen vom 29. November 1922 (Geſetzbl. S. 537) 
wird verordnet: 

Artikel I. i 


§ 1 der Verordnung über Lohnpfändung vom 25. Juni 1919 (Reichsgeſetzbl. S. 589) in der 
Faſſung der Geſetze vom 7. Oktober 1920 (Staatsanzeiger S. 291), vom 20. Dezember 1921 (Geſetzbl. 
S. 319), vom 8. März 1922 (Geſetzbl. S. 80) und vom 29. November 1922 (Geſetzbl. S. 536) ſowie 
der Verordnung vom 20. Juli 1923 (Geſetzbl. S. 781) wird dahin geändert, daß im Abſ. 1 an die 
Stelle der Worte „ſechs Millionen“ die Worte „ſechszig Millionen“ und an die Stelle der Worte 
„zwanzig Millionen“ die Worte „zweihundert Millionen“ treten. 
Artikel II. 


$ 850 der Zivilprozeßordnung in der Faſſung der Geſetze vom 8. März 1922 (Geſetzbl. S. 79) 
und vom 29. November 1922 (Geſetzbl. S. 537) ſowie der Verordnung vom 20. Juli 1923 (Geſetzbl. 
S. 781) wird dahin geändert, daß im Abſ. 2 an die Stelle der Worte „ſechs Millionen“ die Worte 
„ſechszig Millionen“ treten. 

Artikel III. 


Die Verordnung tritt eine Woche nach der Verkündung in Kraft. 


Die Vorſchriften des Artikel III Abſ. 2 bis 4 der Verordnung vom 9. März 1923 (Geſetzbl. 
S. 347) finden entſprechende Anwendung. ö 


Danzig, den 21. September 1923. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Dr. Frank. 


446 Verordnung 
über Erhöhung der Schreibgebühr der Schiedsmänner. Vom 21. 9. 1923. 
Auf Grund der Ermächtigung im 8 43 der Schiedsmannsordnung vom 29. März 1879 (Geſetzſamml. 
S. 321) in der Faſſung des Geſetzes vom 11. Mai 1923 (Geſetzbl. S. 562) wird folgendes beſtimmt: 
Sa 
Die Schreibgebühr beträgt für jedes Schriftſtück das Doppelte der Poſtgebühr, die zur Zeit der 
Entſtehung der Gebührenſchuld für die Beförderung eines Briefes bis zu 20 Gramm im Fernverkehr 
des Inlandes zu entrichten iſt. Umfaßt das Schriſtſtück mehr als zwei Seiten, ſo erhöht ſich die Gebühr 
für jede weitere angefangene Seite um den einfachen Betrag der Poſtgebühr. 
5 8 2. 


Dieſe Verordnung tritt eine Woche nach ihrer Verkündung in Kraft. Zu dem gleichen Zeit 
punkte treten die Verordnungen vom 27. Juli 1923 und 15. Auguſt 1923 (Geſetzbl. S. 800 und 874) 


außer Kraft. 
Danzig, den 21. September 1923. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Dr. Frank. 


447 Verordnung 
über Telegraphengebühren. Vom 24. 9. 1923. 
In Ausführung des Geſetzes über Poſt⸗, Poſtſcheck- und Telegraphengebühren vom 23. Anguſt 
1923 (Geſetzbl. S. 883) wird folgendes beſtimmt: 

Die Erhöhung der Jahresgebühr für „Abgekürzte Telegrammanſchriften“ und für „Telegramm⸗ 
zuſtellung nach beſonderen Ortlichkeiten“ tritt mit Wirkung vom 1. September 1923 an bei den bereits 
beſtehenden Vereinbarungen jedesmal erſt zum Quartalserſten in Kraft. Die Inhaber abgekürzter 
Telegrammanſchriften ſollen berechtigt ſein, die Vereinbarung aus Anlaß der Gebührenerhöhung bis 
zum 15. des vorhergehenden Monats zum Quartalserſten zu kündigen: dasſelbe gilt für Vereinbarungen 
über regelmäßige beſondere Zuſtellung von Telegrammen. 


Danzig, den 24. September 1923. 


Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung der Freien Stadt Danzig. 
Zander. | 
| 


Schriftleitung: Büro des Senats der Freien Stadt Danzig. — Druck von A. Schroth in Danzig. 


